
 

 

 

 

 

 

 Presse: Michaela Gottfried 

Verband der Ersatzkassen e. V. 

Askanischer Platz 1 

10963 Berlin 

Tel.: 0 30 / 2 69 31 – 12 00 

Fax: 0 30 / 2 69 31 – 29 15 

presse@vdek.com 

www.vdek.com 

 8. Februar 2017 

vdek fordert Maßnahmen zur Stabilisierung der Beiträge und zur Reform 

des Morbi-RSA 

Verbot des Versandhandels für Arzneimittel und Neuregelung für ambu-

lante Chemotherapien (Zytostatika-Versorgung) nicht nachvollziehbar 

 

Die Frage der gerechten Verteilung der Gesundheitskosten in der ge-

setzlichen Krankenversicherung (GKV) wird nach Auffassung von Uwe 

Klemens, Vorsitzender des Verbandes der Ersatzkassen e. V. (vdek), im 

Bundestagswahlkampf 2017 eine zentrale Rolle spielen. „Es ist auf Dauer 

nicht hinnehmbar, dass allein die Arbeitnehmer die steigenden Kosten 

im Gesundheitswesen über Zusatzbeitragssätze tragen müssten“, sagte 

Klemens. Und auch die Zahl der Arbeitgeber wachse, die erkennen, dass 

sie ihren Beschäftigten diese Belastungen nicht weiter zumuten können. 

Die Diskussion über die Rückkehr zur paritätischen Finanzierung müsse 

wieder aufgegriffen werden, so Klemens. 

 

Trotz stabiler Zusatzbeitragssätze bei den Ersatzkassen in diesem Jahr 

erwartet Klemens erhebliche Kostensteigerung durch die teure Reform-

gesetzgebung im Gesundheitswesen. „Durch die Reformgesetze muss 

die GKV in den nächsten Jahren jährlich rund 4,6 Milliarden Euro schul-

tern, zuzüglich der allgemeinen Preis-, Struktur- und Mengenentwick-

lung in der Versorgung.“ Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz werde 

bis 2020 auf 1,8 Prozent steigen. Klemens forderte weitere kurzfristige 

Maßnahmen zur Stabilisierung der Beiträge, wie die erneute Abschmel-

zung der Finanzreserve im Gesundheitsfonds um einmalig 1,5 Milliarden 

Euro in 2018 und die Kompensation der Ausgaben für Arbeitslosengeld-

II-Empfänger (ALG-II-Empfänger). Denn die Beiträge, die die  

Bundesagentur für Arbeit (BA) an die Krankenkassen für Langzeitarbeits-

lose entrichteten, reichten seit Jahren nicht annährend aus, um die Aus-

gaben zu decken. 
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Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek, forderte erneut rasche 

Reformen beim Morbi-RSA. Die Wettbewerbsverzerrungen durch Fehl-

stellungen im Morbi-RSA seien für die betroffenen Krankenkassen und 

deren Versicherte nicht länger hinnehmbar, so Elsner. Im Jahr 2015 be-

trug die Unterdeckung bei den Ersatzkassen minus 644 Millionen Euro, 

während andere Kassenarten eine Überdeckung von über einer Milliarde 

Euro aufweisen konnten. „Wir begrüßen, dass das Bundesministerium für 

Gesundheit (BMG) ein Sondergutachten bis zum 30.9.2017 in Auftrag 

gegeben hat. Das zeigt, dass das Problem in der Politik angekommen 

ist.“ Die nächste Bundesregierung müsse nun aber Farbe bekennen und 

in der nächsten Legislaturperiode Reformen in die Wege leiten, um die 

unfairen Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen. 

 

Verbot von Versandhandel und Zytostatika-Ausschreibungen nicht ak-

zeptabel 

 

Dringenden Änderungsbedarf in der laufenden Gesetzgebung sieht  

Elsner noch bei den Themen Versandhandel mit verschreibungspflichti-

gen Arzneimitteln und dem Ausschreibungsverbot von ambulanten 

Chemotherapien (individuell hergestellte Zytostatika-Lösungen). 

 

Den Versandhandel komplett zu verbieten, gehe an der Versorgungsrea-

lität vorbei. Zwar sei das Volumen des Versandhandels sehr gering; es 

beträgt weniger als ein Prozent des Gesamtumsatzes der Apotheken mit 

rezeptpflichtigen Arzneimitteln (etwa 167 Millionen Euro im Jahr). „Aber 

für die Versicherten kann die Online-Apotheke eine gute Versorgungsal-

ternative sein“, so Elsner. Der vdek schlägt deshalb ein Modell vor, das 

mit dem Europarecht konform geht, aber auch wirtschaftliche Anreize 

für Patienten und Krankenkassen berücksichtigt. Demnach sollten künf-

tig die Krankenkassen in Verträgen mit den Versandapotheken Verträge 

über Preisnachlässe vereinbaren können. Die Einsparungen durch Boni 

oder Rabatte können dann den Beitragszahlern insgesamt und den Pati-

enten zugutekommen. 

 

Auch das geplante Verbot von Ausschreibungsverträgen der Kranken-

kassen mit einzelnen Apotheken über individuell hergestellte Zytostati-

ka-Lösungen im Rahmen der ambulanten Chemotherapie kritisierte  

Elsner deutlich. Zahlreiche Krankenkassen hätten sehr gute Erfahrungen 

mit den Ausschreibungsverträgen gemacht und auch das Bundessozial-

gericht habe die Verträge grundsätzlich bestätigt. „Hier wird eine Chance 

vertan, eine qualitativ bessere Versorgung für die Versicherten zu errei-

chen, mehr Transparenz in einen undurchsichtigen Markt zu bringen 

und Wirtschaftlichkeitsreserven in Höhe von 600 bis 700 Millionen Euro 

jährlich zu heben.“ 
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Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller 

sechs Ersatzkassen, die zusammen nahezu 28 Millionen Menschen in Deutschland versichern: 

- BARMER  

- Techniker Krankenkasse (TK) 

- DAK-Gesundheit 

- KKH Kaufmännische Krankenkasse  

- hkk - Handelskrankenkasse 

- HEK – Hanseatische Krankenkasse 

* (sortiert nach Mitgliederstärke) 

 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist die Nachfolgeorganisation des Verbandes der Angestellten-

Krankenkassen e. V. (VdAK), der am 20. Mai 1912 unter dem Namen „Verband kaufmännischer  

eingeschriebener Hilfskassen (Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet wurde. In der vdek-Zentrale in Berlin 

sind rund 260 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt. 

 

In den einzelnen Bundesländern sorgen 15 Landesvertretungen mit insgesamt rund 320 sowie weiteren 40 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die regionale Präsenz der Ersatzkassen. 

 


